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Auf der Plenartagung vom 9./10. Juli wurde insbesondere ein Video anlässlich der 500. Plenartagung gezeigt, eine Debatte über die Stellungnahme ECO/357 zum Thema "Vollendung der Wirtschafts- und Währungsunion" wurde abgehalten, fünf auf der Jugendplenartagung "Your Europe, Your Say" angenommene Initiativen wurden vorgestellt, eine Bilanz des griechischen EU-Ratsvorsitzes gezogen und die Prioritäten des italienischen Ratsvorsitzes erläutert.
Folgende Stellungnahmen wurden auf der Plenartagung verabschiedet:
1. UMWELT / LEBENSMITTEL
· Programm "Saubere Luft für Europa"
Berichterstatter:
Antonello PEZZINI (Arbeitgeber – IT)
Referenzdokumente: 
COM(2013) 917 final - 2013/0448 NLE



COM(2013) 918 final



COM(2013) 919 final – 2013/0442 (COD)



COM(2013) 920 final – 2013/0443 (COD)



EESC-2014-00637-00-00-AS-TRA

Kernaussagen:
Der Ausschuss unterstreicht nachdrücklich, dass ein gesundes Umfeld mit einer optimalen Qualität sauberer Luft gewährleistet werden muss – dies sind grundlegende Voraussetzungen für angenehme Lebens- und Arbeitsbedingungen aller europäischer Bürger; er bedauert, dass dieses wesentliche Element für Europa nicht mehr mit dem notwendigen Gewicht zu den Prioritäten der europäischen und nationalen politischen Agenda zählt. Er fordert das neue Parlament, die neue Kommission und den Rat auf, dafür zu sorgen, dass die EU-Institutionen die Luftqualität auf ihrer Prioritätenliste nach ganz oben setzen, und begrüßt die Initiative der Kommission, ein neues Programm "Saubere Luft" aufzulegen. Der EWSA unterstützt das endgültige Ziel der Kommission, den Emissionsgrenzwert für das Jahr 2030 auf eine 70%-ige Schließung der Lücke zwischen dem derzeitigen Referenzwert und der maximal technisch möglichen Emissionsverringerung (MTFR) festzusetzen.

Die Verfolgung dieses Ziels – das sämtliche Beteiligte anwenden und umsetzen müssen – erfordert nach Auffassung des EWSA ein entschlossenes Vorgehen. Der Ausschuss betont, dass die Wahrung einer gesunden und sauberen atmosphärischen Umwelt in regionalpolitische Maßnahmen aufgenommen werden muss, denn er ist überzeugt, dass das Luftqualitätsmanagement aufgrund des hohen akkumulierten Verschmutzungsgrads und spezifischer regionaler meteorologischer Voraussetzungen nur dann funktionieren kann, wenn es durch EU-Maßnahmen zur Emissionsverringerung unterstützt wird. Notwendig sind Maßnahmen zur Einbeziehung von Berufsverbänden, der organisierten Zivilgesellschaft, NGO, des Dienstleistungssektors sowie von Informationszentren sämtlicher Ebenen und von Forschungszentren, um das Ziel einer ständigen Verbesserung der Luftqualität zu erreichen. Dies ist für das Wohlergehen der Bürger und das Ökosystem unerlässlich.

Ansprechpartner:
Andreas Versmann
(Tel.: + 32 (0)2 546 8479 - E-Mail: andreas.versmann@eesc.europa.eu)
· Obst und Milch in Schulen
Berichterstatter:
Adalbert KIENLE (Arbeitgeber – DE)
Referenzdokumente: 
COM(2014) 32 final - 2014/0014 (COD)




EESC-2014-01559-00-00-AS-TRA

Kernaussagen:
Der EWSA befürwortet die Schaffung eines gemeinsamen rechtlichen und finanziellen Rahmens für die bisher getrennt geführten und geförderten EU-Schulobst- und Schulmilchprogramme.
Der EWSA begrüßt ganz besonders eine deutliche Verstärkung der pädagogischen Unterstützung des künftigen Programms, das bei voller Ausschöpfung des Potenzials ein entscheidend wichtiger Beitrag im Kampf gegen die zunehmende Adipositas bei Kindern und gegen die Lebensmittelverschwendung sein kann.
Der EWSA erwartet eine deutliche Verringerung des Verwaltungs- und Organisationsaufwandes; den Mitgliedstaaten soll ausreichend Spielraum für ihre Prioritäten und Besonderheiten eingeräumt werden.
Der EWSA empfiehlt eine klare Präferenz für nachhaltige – möglichst frische saisonale und regionale/lokale – Produkte aus Europa.
Ansprechpartner:
Conrad Ganslandt
(Tel.: 00 32 2 546 8275 – E-Mail: conrad.ganslandt@eesc.europa.eu) 
· Aufhebung der Richtlinie betreffend die wissenschaftliche Prüfung von Lebensmittelfragen (Kategorie C)
Referenzdokumente:
COM(2014) 246 final – 2014/0132 (COD)



EESC-2014-03473-00-00-AS-TRA
Kernaussagen:

Da der Ausschuss dem Vorschlag vorbehaltlos zustimmt und sich bereits in seiner Stellungnahme CES 404/2001 - 2000/0286 (COD) vom 28. März 2001 zu dieser Thematik geäußert hat, beschloss er, von der Ausarbeitung einer neuen Stellungnahme abzusehen und auf den Standpunkt zu verweisen, den er in der oben genannten Stellungnahme vertreten hat.
Ansprechpartnerin:
Petra Dlouha
(Tel.: 00 32 2 546 8394 – E-Mail: petra.dlouha@eesc.europa.eu)
· Eine neue EU-Forststrategie (Mitteilung)
Berichterstatter:
Seppo KALLIO (Verschiedene Interessen – FI) 
Mitberichterstatter: 
Brendan BURNS (Arbeitgeber – UK)
Referenzdokumente: 
COM(2013) 659 final




EESC-2014-07442-00-00-AS-TRA

Kernaussagen:
Der EWSA begrüßt die neue EU-Forststrategie.
Angesichts der großen Bedeutung der Wälder für die Entwicklung der ländlichen Gebiete und mit Blick auf die Verwirklichung der in der Strategie aufgestellten Ziele fordert der EWSA, dass forstrelevante Maßnahmen in die Programme für die Entwicklung des ländlichen Raums aufgenommen werden und ihre Umsetzung gefördert wird, um eine stärkere Inanspruchnahme der verfügbaren Fördermittel sicherzustellen.
Was die Grundsätze für die Vorrangigkeit bei der Holznutzung anbelangt, ist der Ausschuss gegen gesetzlich bindende Regelungen und unterstützt einen offenen, marktorientierten Ansatz und die Freiheit der Marktteilnehmer.
Angesichts des großen Potenzials und der vielfältigen Vorzüge der Verwendung aus Holz gewonnener Biomasse für eine nach ökologischen Prinzipien ausgerichtete Wirtschaft appelliert der EWSA an die Kommission und die Mitgliedstaaten, aktiv nach Mitteln und Wegen für die Förderung der Forstbewirtschaftung und Holzmobilisierung im Einklang mit den 2020-Zielen zu suchen, dabei aber zugleich die Grenzen der Nachhaltigkeit anzuerkennen.
Ansprechpartner:
Conrad Ganslandt
(Tel.: 00 32 2 546 8275 – E-Mail: conrad.ganslandt@eesc.europa.eu) 
2. ENERGIE /VERKEHR / INFORMATIONSGESELLSCHAFT
· Seilbahnen
Berichterstatter:
Jan SIMONS (Arbeitgeber – NL)

Referenzdokumente:
COM(2014) 187 final – 2014/0107 (COD)





EESC-2014-02911-00-00-AC-TRA
Kernaussagen:
Der EWSA
· unterstützt aufgrund der unterschiedlichen Auslegung der geltenden Richtlinie in einigen Punkten die Wahl einer Verordnung mit Artikel 114 AEUV als Rechtsgrundlage;

· begrüßt, dass der Vorschlag für eine Verordnung an die Richtlinie 2000/9/EG angeglichen werden soll;

· ruft dazu auf, die Terminologie sowie die Begriffsbestimmungen und einige unbestreitbar positive Elemente, die aus der geltenden Richtlinie übernommen wurden – bzw. Elemente, die sich aus dieser Richtlinie ergeben – sehr genau zu überprüfen.

Ansprechpartnerin:
Roxana Maliti

(Tel.: 00 32 2 546 87 49 – E-Mail: roxana.maliti@eesc.europa.eu)

· Digitale Gesellschaft: Zugang, allgemeine und berufliche Bildung, Beschäftigung, Instrumente für die Förderung der Gleichbehandlung (Initiativstellungnahme)
Berichterstatterin:
Isabel CAÑO AGUILAR (Arbeitnehmer – ES) 
Referenzdokumente: 
EESC-2014-00773-00-00-AS-TRA

Kernaussagen:
Der EWSA hat wiederholt auf die Bedeutung des Breitband-Internetzugangs hingewiesen und seinen Ausbau in der EU begrüßt.

Er zeigt sich aufgrund der nach vor bestehenden digitalen Kluft zwischen den EU-Bürgern jedoch ernsthaft besorgt. Diese wird nicht kleiner, was u.a. auf folgende Aspekte zurückzuführen ist: Bildung, Alter, hohe IT-Kosten, die Tatsache, dass die Informationen mehrheitlich auf Englisch verfügbar sind, und Unterschiede zwischen ländlichen Gebieten, Städten, Inselregionen.

Die digitale Gesellschaft darf kein weiterer Faktor für soziale Ausgrenzung sein. Der EWSA fordert EU-weite Maßnahmen, um den Zugang von Menschen mit Behinderungen zur digitalen Gesellschaft und ihre Gleichstellung mit Blick auf die neuen Technologien zu gewährleisten. Es bedarf eines gemeinsamen Vorgehens der europäischen und nationalen Behörden, um sicherzustellen, dass IT‑Geräte und -Programme zu erschwinglicheren Preisen zur Verfügung stehen und auch der Mehrsprachigkeit Rechnung tragen.

Der EWSA bekräftigt die Bedeutung der allgemeinen und beruflichen Bildung für die Bekämpfung der Wirtschaftskrise und den Konjunkturaufschwung. Die Berufsverbände der Bildungsträger müssen bei der Festlegung der künftigen Ziele der EU-Bildungspolitik konsultiert werden. Auf Ebene der Mitgliedstaaten sollte die öffentliche Bildung spezifische finanzielle Unterstützung zur Gewährleistung einer hohen Qualität erhalten.

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) in der EU müssen viel stärker in den politischen Fokus rücken, da sie eine entscheidende Rolle für IKT-Innovation und -Entwicklung spielen und oftmals mit Unternehmen außerhalb der EU konkurrieren, die sich auf eine umfassendere öffentliche Unterstützung und Förderung stützen können.

Ansprechpartner:
Luca Giuffrida 
(Tel.: 00 32 2 546 9212 – E-Mail: LucaVenerando.Giuffrida@eesc.europa.eu)
· Internet-Politik und Internet-Governance – Europas Rolle bei der Mitgestaltung der Zukunft der Internet-Governance (Mitteilung)
Berichterstatter:
Antonio LONGO (Verschiedene Interessen – IT) 
Referenzdokumente: 
COM(2014) 72 final




EESC-2014-01656-00-00-AS-TRA

Kernaussagen:
Der EWSA hat die Informationsgesellschaft, die Europa-2020-Strategie und die digitale Agenda stets aus tiefster Überzeugung und entschieden unterstützt. Er teilt vorbehaltlos das Bestreben der Kommission, mit Nachdruck für die Wahrung und Förderung der Grundrechte und demokratischen Werte einzutreten und den Rechtsbegriff des einheitlichen Netzes, für das wie in anderen Wirtschaftsbereichen einheitliche Gemeinschaftsvorschriften gelten und das nicht durch unterschiedliche, potenziell kollidierende einzelstaatliche Regelungen "fragmentiert" wird, zu bekräftigen.

Mit Blick auf ICANN sollte die Kommission nach Ansicht des Ausschusses entschieden die Frage nach der künftigen Rolle der EU auf den Tisch bringen. Der EWSA ruft das Internet-Governance-Forum (IGF) auf, seine Bedeutung als Diskussionsforum für alle am Internet beteiligten Akteure weiter auszubauen, und fordert von der EU, eine führende Rolle zu spielen, was voraussetzt, dass die Kommission, die Mitgliedstaaten und die Zivilgesellschaft an einem Strang ziehen.

Die EU muss weiterhin bei der Entwicklung der digitalen Infrastrukturen und vor allem der allen Bürgern garantierten schnellen Breitbandverbindung ein zentraler Akteur bleiben. Dies wird die positive Entwicklung der Aspekte fördern, die der EWSA als eng mit der Internet-Governance verflochten erachtet, wie z.B. europäische Inhalte, Inklusion, Überwindung der digitalen Kluft, Ausbau der digitalen Kompetenzen, europäisches Cloud-Computing, Schutz gegen die Computerkriminalität, Verletzung der Privatsphäre oder illegaler Verwendung von Identitäten und Gefahren für Minderjährige sowie das Recht auf Vergessenwerden.

Zusammenfassend ist es wichtig, in den Mittelpunkt der künftigen Governance des Netzes der Zukunft den zentralen Wert zu stellen, der darin liegt, dass das Internet offen, dezentral, neutral und unter minimalen Zugangsbeschränkungen für alle zugänglich ist.

Ansprechpartner:
Luca Giuffrida
(Tel.: 00 32 2 546 9212 – E-Mail: LucaVenerando.Giuffrida@eesc.europa.eu)
· Cyberangriffe in der EU (Initiativstellungnahme)
Berichterstatter:
Thomas McDONOGH (Arbeitgeber – IE) 
Referenzdokumente: 
EESC-2014-01488-00-00-AS-TRA

Kernaussagen:
Die kurz- und langfristige Cybersicherheit in Europa hält nicht mit der zunehmenden Abhängigkeit der EU vom Internet und von digitalen Technologien Schritt. In dieser Stellungnahme macht der Ausschuss die Lücken in der Cybersicherheitspolitik der EU deutlich und unterbreitet Empfehlungen, wie Cyberbedrohungen eingedämmt werden können. Der Ausschuss setzt sich hier ausschließlich mit kriminell motivierten Cyberangriffen auseinander; die komplexe politische Debatte über Cyberangriffe von Mitgliedstaaten gegen Bürger und andere Staaten könnte Gegenstand einer künftigen Stellungnahme sein.

Der Ausschuss würde die Schaffung einer Cybersicherheitsbehörde auf EU-Ebene befürworten, die die notwendige Führungsstärke auf EU-Ebene zur Umsetzung einer vielschichtigen wirksamen europaweiten Cybersicherheitsstrategie bieten kann. Die Aufklärung der Bürger über persönliche Cybersicherheit und Datenschutz sollte daneben grundlegender Bestandteil von Schullehrplänen und Schulungen am Arbeitsplatz sein.

Unternehmen sollte in Anlehnung an die Vorschriften über Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz gesetzlich zur Auflage gemacht werden, eine proaktive Strategie für den Schutz vor Cyberangriffen aufzustellen, in sichere und resiliente Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) zu investieren und die Mitarbeiter in Sicherheitsfragen zu schulen. Auch auf der Vorstandsebene muss das Verantwortungsbewusstsein für Cybersicherheit geschärft werden. Die öffentliche Förderung sollte gezielt auf KMU ausgerichtet werden.

Der Ausschuss empfiehlt der EU nachdrücklich, im Umgang mit Cyber-Bedrohungen einen konzeptionellen Ansatz zu wählen, und fordert, dem Europäischen Zentrum zur Bekämpfung der Cyberkriminalität (EC3) bei Europol die zusätzlichen Finanzmittel zu gewähren, die es benötigt, um wirksamer gegen Cyberkriminalität innerhalb und außerhalb der Union vorzugehen.

Ansprechpartner:
Martin Schneider
(Tel.: 00 32 2 546 8270 – E-Mail: Martin.Schneider@eesc.europa.eu)
3. BINNENMARKT
· Überarbeitung der gemeinschaftlichen Leitlinien für die Finanzierung von Flughäfen und die Gewährung staatlicher Anlaufbeihilfen für Luftfahrtunternehmen auf Regionalflughäfen
Berichterstatter:
Jacek KRAWCZYK (Arbeitgeber – PL)

Ko-Berichterstatter: 
Nico WENNMACHER (LU)

Referenzdokumente:
C(2014) 963 final




EESC-2014-01544-00-00-AC
Kernaussagen:

Der EWSA bedauert, dass in den endgültigen von der Europäischen Kommission angenommenen Leitlinien keine ausreichenden Instrumente für eine erhebliche Verbesserung der Transparenz im europäischen Luftverkehrsmarkt bzw. in der europäischen Luftverkehrsbranche bereitgestellt werden. Die Verwendung von Steuergeldern muss ausgehend von einer Machbarkeitsstudie gut vorbereitet werden, die nicht von rein lokalen politischen Interessen gelenkt, sondern durch eine relevante wirtschaftliche und soziale Nachfrage validiert ist.

Der EWSA zeigt sich angesichts der zunehmenden Zahl an "Wettbewerbsfällen" bei der Europäischen Kommission und der unzulänglichen Haltung der Mitgliedstaaten in Bezug auf das Fehlen gleicher Wettbewerbsbedingungen in der EU-Luftfahrt besorgt.

Der EWSA ist schwer enttäuscht, dass die Studie, in der der aktuelle Stand in Bezug auf staatliche Beihilfen und vergleichbare Praktiken für die Umsetzung von Luftverkehrsleitlinien dargelegt werden sollte – und die er in seiner früheren Stellungnahme gefordert hat – niemals durchgeführt wurde. Der EWSA bekräftigt seine Forderung nach einer Studie, die seiner Meinung nach immer noch relevant und gerechtfertigt ist. In dieser Studie sollten Informationen zu Art und Umfang der gewährten Beihilfen, ihren Auswirkungen auf die tatsächliche Wirtschaftsentwicklung/Effizienz sowie ihren quantitativen und qualitativen Folgen für die Beschäftigung enthalten sein.

Der EWSA erachtet es als wichtig, den sozialen Dialog zu stärken und Sozialdumping in diesem Sektor zu unterbinden.

Die rückwirkende Anwendung der Luftverkehrsleitlinien auf Betriebsbeihilfen sollte auch jene Flughäfen und Luftfahrtunternehmen, die die in den Leitlinien aus dem Jahr 2005 gesetzten Fristen seit Jahren überschritten haben, in die Lage versetzen, die neuen Bestimmungen einzuhalten.

Gleiche Wettbewerbsbedingungen sind unerlässlich, um die europäische Luftfahrt wieder nachhaltig werden zu lassen.

Die Umsetzung der Regeln für staatliche Beihilfen im Binnenmarkt muss auch in Drittländern verfolgt werden.

Die Umsetzung der neuen Luftverkehrsleitlinien muss genauestens überwacht werden. Die Europäische Kommission sollte innerhalb der nächsten 12 Monate überprüfen, inwieweit die Ziele erfüllt worden sind, und darüber Bericht erstatten.
Ansprechpartner:
Adam Plezer

(Tel.: 00 32 2 546 8628 – E-Mail: adam.plezer@eesc.europa.eu)
· Wachstum und Beschäftigung im Küsten- und Meerestourismus
Berichterstatter:
Paulo BARROS VALE (Arbeitgeber – PT)

Referenzdokument:
COM(2014) 86 final






EESC-2014-02242-00-00-AC-TRA
Kernaussagen:

Der EWSA
· begrüßt die Mitteilung, da er Initiativen, die zur Entwicklung des Küsten- und Meerestourismus beitragen können, große Bedeutung beimisst;

· weist erneut auf die Möglichkeit hin, eine Europäische Tourismusagentur einzurichten, an der alle Interessenträger beteiligt werden;

· unterstützt den Gedanken der Konzipierung einer gemeinsamen Tourismuspolitik, bei der die Tourismusbranche in ihrer Gesamtheit betrachtet wird;

· weist darauf hin, dass die Entwicklung des Massentourismus genutzt werden muss, und betont die Dringlichkeit einer Überprüfung der Rechtsvorschriften über die Visumerteilung;

· fordert, dass den entlegenen Gebieten, die über ausgezeichnete Umweltbedingungen verfügen, besondere Aufmerksamkeit zuteil wird;

· betont, dass ein geeignetes Management der Touristenhäfen ein dringliches Anliegen ist, da es an Informationen über die Existenz von Jachthäfen und die Verbindung zwischen verschiedenen Häfen fehlt;

· ist der Auffassung, dass die Bildungsmaßnahmen auf alle an dieser Branche Beteiligten ausgerichtet sein sollten;

· spricht sich dafür aus, dass die Vorlieben der jetzigen und potenziellen Besucher Europas in einer Studie untersucht werden;

· ersucht darum, dass eine Verbindung zwischen dem Meeres- und Küstentourismus und dem Tourismus an und auf Binnengewässern hergestellt wird.

Ansprechpartner:
Daniel Squerzi

(Tel.: 00 32 2 546 85 49 – E-Mail: daniel.squerzi@eesc.europa.eu)

· Paketzustellung (Mitteilung)
Berichterstatterin:
Daniela RONDINELLI (Arbeitnehmer – IT)

Referenzdokumente:
COM(2014) 886 final





EESC-2014-00759-00-00-AC-TRA
Kernaussagen:
Der EWSA begrüßt den von der Kommission vorgelegten Fahrplan zur Vollendung des Binnenmarkts für die Paketzustellung online bestellter Waren als Element, dem ein hohes Entwicklungs- und Beschäftigungspotenzial innewohnt.

Der EWSA

· hält für die Vollendung des Binnenmarktes für Zustelldienste Folgendes für erforderlich: eine gesamtschuldnerische Haftung, die Verfolgbarkeit und Ermittelbarkeit der Sendungen sowie Interoperabilität; EU-weit (auch auf den Inseln) einen flächendeckenden Zugang zu einer breiteren Palette von Zustelloptionen; Rechtssicherheit; die Erhebung einfacher und vergleichbarer Daten; eine nachhaltige soziale Dimension und ein entsprechendes Bildungsangebot;

· bekräftigt seine Ansicht, dass dieses Ziel nicht nur auf wünschenswerten freiwilligen Abkommen und Standards, sondern auf einem europäischen Rechtsrahmen mit Mindestbestimmungen basieren sollte, um wirksam und flexibel gegen die bestehenden Unzulänglichkeiten des Marktes vorgehen zu können und eine Reihe von Problemen zu lösen;

· fordert, dass im Rahmen des Fahrplans klare Fristen und ein Zeitplan für die Umsetzung dieser Vorschriften festgelegt werden;

· fordert, im Fahrplan zwei weitere Maßnahmen vorzusehen, von denen die eine auf die Zugänglichkeit der Dienstleistung zu erschwinglichen Preisen und die andere auf die soziale Dimension des Marktes abstellt;

· ersucht die Kommission, alle zwei Jahre einen Bericht über die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen in der Branche, die Bedingungen für die Verbraucher und Akteure der gesamten Zustellkette und ihre Entwicklungsmöglichkeiten vorzulegen.

Ansprechpartnerin:
Roxana Maliti

(Tel.: 00 32 2 546 87 49 – E-Mail: roxana.maliti@eesc.europa.eu)

4. SOZIALES / BESCHÄFTIGUNG
· Ein offenes und sicheres Europa (Mitteilung)
Berichterstatter: 
José Isaías RODRÍGUEZ GARCÍA-CARO (Arbeitgeber – ES)
Referenzdokumente:
COM(2014) 154 final  




EESC-2014-01800-00-00-AS-TRA
Kernaussagen:

Der EWSA ist der Auffassung, dass der Ausgangspunkt für eine Politik der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts die Wahrung der in der Europäischen Menschenrechtskonvention festgeschriebenen Grundrechte und Grundfreiheiten sowie die Charta der Grundrechte sein muss.

Der EWSA beobachtet mit Besorgnis, dass Intoleranz, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit gegenüber Einwanderern in Europa zunehmen. Auch stellt er fest, dass in einigen Mitgliedstaaten mitunter eine allmähliche Verschlechterung des Grundrechteschutzes zu befürchten ist. Der EWSA schlägt vor, dass die Kommission einen Kommissar einsetzt, um den Schutz der Grundrechte zu stärken und entsprechende Maßnahmen zu erlassen.

Die Europäische Union sollte auf die Festigung eines internationalen Systems hinwirken, mit dem Einwanderung und Mobilität auf der Grundlage der einschlägigen Übereinkommen und Konventionen der Vereinten Nationen und der Internationalen Arbeitsorganisation erleichtert und geregelt werden.

Der EWSA muss in die Debatte über ein offenes und sicheres Europa in der Kommission, im Europäischen Parlament und im Rat eingebunden werden.

Einwanderer leisten einen positiven Beitrag zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in Europa. Ohne eine ernsthafte Migrationspolitik können sich die Probleme infolge der demografischen Lage noch verschärfen, wenn die Krise erst überwunden ist und die Konjunktur wieder anzieht.

Die EU braucht ein gemeinsames Asylsystem mit harmonisierten Rechtsvorschriften. Das Dubliner Übereinkommen sollte durch ein System mit größerer Solidarität innerhalb der EU ersetzt werden.

Ein glaubwürdiger Ansatz zur irregulären Migration und zur Rückführung erfordert ein entschlossenes Handeln, um gegen organisierte kriminelle Schleuser- und Menschenhändlernetze vorzugehen, und zwar mit einer besseren Abstimmung zwischen den Mitgliedstaaten.

Die EU muss die Verantwortung für die Kontrolle der Außengrenzen der Mitgliedstaaten übernehmen, d.h. der Grenzen des gesamten Schengen-Raums. Frontex muss in einen europäischen Dienst für die Grenzüberwachung umgestaltet werden.

Der EWSA schlägt vor, Europol zu einer europäischen Agentur unter Aufsicht eines europäischen politischen Organs oder Justizorgans zu machen, die ihre derzeitige Koordinationsrolle hinter sich lässt.

Ansprechpartnerin:
Barbara Walentynowicz
(Tel.: 00 32 2 546 82 19 – E-Mail: barbara.walentynowicz@eesc.europa.eu)
· Persönliche Schutzausrüstungen
Berichterstatterin:
Emmanuelle BUTAUD-STUBBS (Arbeitgeber – FR)

Referenzdokumente:
COM(2014) 186 final – 2014/0108 (COD)





EESC-2014-02799-00-00-AC-TRA
Kernaussagen:
Der EWSA
· erachtet die Initiative der Kommission für begrüßenswert, die Richtlinie von 1989 durch eine Verordnung zu ersetzen, da diese eine verbindliche und einheitliche Anwendung in allen Mitgliedstaaten gewährleistet;

· hält die meisten der vorgeschlagenen Änderungen für sinnvoll, setzt jedoch hinter einige von ihnen ein Fragezeichen (die Einbeziehung der für private Verwendung hergestellten PSA gegen Hitze, Feuchtigkeit und Wasser sowie die unterschiedlichen Regelungen in Bezug auf die Sprachen, in denen die verschiedenen erforderlichen Informationen vorzulegen sind);

· ist der Auffassung, dass die Benutzung von PSA in den Rahmen einer allgemeinen Politik der Verhütung von Gefahren am Arbeitsplatz einzuordnen ist;

· bedauert, dass keinerlei wirtschaftliche Erwägungen im Hinblick auf den europäischen Markt für PSA eingeflossen sind, fehlende Verfahren für die Wartung und die Kontrolle der PSA und die Nichtbehandlung von PSA, die von mehreren Personen benutzt werden, oder von gebrauchten PSA.

Ansprechpartnerin:
Roxana Maliti

(Tel.: 00 32 2 546 87 49 – E-Mail: roxana.maliti@eesc.europa.eu)

· Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung
Berichterstatter: 
Krzysztof PATER (Verschiedene Interessen - PL)
Mitberichterstatter:
Petru Sorin DANDEA (Arbeitnehmer – RO)
Referenzdokumente:
COM(2014) 167 final - 2014/0091 (COD)




EESC-2013-02354-00-00-AC-TRA
Kernaussagen:

Der EWSA unterstützt den Großteil der Vorschläge in den Kommissionsdokumenten betreffend die Neufassung der Richtlinie über Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (EbAV), da diese im Rahmen der Altersversorgungssysteme der Mitgliedstaaten stärker und rascher weiterentwickelt werden sollte.

Der EWSA meint, dass ergänzende Formen der Altersvorsorge ausgebaut werden müssen, insbesondere mit Blick auf die prognostizierte Verringerung der Leistungen der staatlichen Rentensysteme, und betont, dass die betriebliche Altersversorgung, die auf einer Entscheidung der Sozialpartner beruht, eine sehr wichtige Rolle spielen kann, um den Arbeitnehmern zusätzliche Rentenleistungen zu sichern.

Der EWSA ist nicht damit einverstanden, dass EbAV nur als Finanzmarktinstitutionen behandelt werden, ohne dass ihre Besonderheiten wirksam berücksichtigt und gewürdigt werden. Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung erfüllen einen wichtigen gesellschaftlichen Zweck. Die vorgeschlagene Richtlinie muss der Schlüsselrolle der Sozialpartner bei der Erarbeitung und Verwaltung der entsprechenden Programme sowie der wesentlichen Bedeutung des einzelstaatlichen Sozialversicherungs- und Arbeitsrechts bei der Festlegung der Regeln für ihre Tätigkeit Rechnung tragen.

Die Umsetzung der von der Kommission vorgegebenen Ziele darf nicht nach einem Einheitskonzept erfolgen angesichts der zahlreichen, gänzlich verschieden funktionierenden Altersversorgungssysteme in den einzelnen Mitgliedstaaten ebenso wie der einzelnen Formen der betrieblichen Altersversorgung, was einen wesentlichen Einfluss auf die Differenzierung bezüglich des Status, der Leistungen sowie der Erwartungen der Versorgungsanwärter und Leistungsempfänger solcher Programme hat.

Der Ausschuss betont, dass sich eine weitgehende Vereinheitlichung der betrieblichen Altersversorgungssysteme als kostspielig erweisen und letztlich nicht zu ihrer Weiterentwicklung führen kann (was der EWSA erwartet), sondern zu ihrem allmählichen Verschwinden.

Der Ausschuss betont, dass ein primäres Ziel der Altersversorgungssysteme, darunter auch der betrieblichen, darin besteht, den Leistungsempfängern ein angemessenes und gleichbleibendes Leistungsniveau zu gewährleisten. Der EWSA unterstützt die Möglichkeit, dass EbAV stärker in "Instrumente mit langfristigem wirtschaftlichen Profil" investieren, lehnt jedoch zugleich den Vorschlag der Europäischen Kommission entschieden ab, der besagt: "Die Mitgliedstaaten hindern Einrichtungen jedoch nicht daran, ... in Instrumente ..., die nicht an geregelten Märkten oder über multilaterale Handelssysteme oder organisierte Handelssysteme gehandelt werden, zu investieren."
Ansprechpartnerin:
Irina Fomina
(Tel.: 00 32 2 546 80 91 – E-Mail: irina.fomina@eesc.europa.eu)
· EU-Justizpolitik (Mitteilung)
Berichterstatter: 
Xavier VERBOVEN (Arbeitnehmer – BE)
Referenzdokument:
COM(2014) 144 final




EESC-2014-01943-00-00-AC-TRA
Kernaussagen:
Der EWSA hält das Ziel "Stärkung des gegenseitigen Vertrauens" für den Bereich Justiz für angemessen. Die Kommission bleibt in ihrer Mitteilung jedoch eher vage und oberflächlich. Nach Auffassung des Ausschusses sollten Nachfolgeinstrumente zu früheren Abkommen über die Zusammenarbeit konzipiert werden.

Der Ausschuss merkt an, dass das Anstreben von Wirtschaftswachstum als wichtige Priorität anerkannt wird, zumindest unter der Voraussetzung, dass ein nachhaltiges Wachstum angestrebt wird. Wirtschaftswachstum kann jedoch für sich allein nicht als ein politisches Ziel der Justizpolitik betrachtet werden, die gemäß dem AEUV auf die Gewährleistung eines hohen Maßes an Sicherheit und einen raschen Zugang zum Recht ausgerichtet sein muss, was nicht dem Wirtschaftswachstum untergeordnet werden kann. Trotzdem kann eine gut funktionierende Justiz in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union einen positiven Effekt auf das nachhaltige Wirtschaftswachstum in der Union haben.

Das Ziel "Unterstützung der Mobilität" kann mit dem Ziel in Zusammenhang gebracht werden, den Zugang zum Recht zu erleichtern. Es ist jedoch zu betonen, dass in Titel V nicht nur die "Freiheit" als anzustrebendes Ziel aufgeführt wird, sondern auch Sicherheit und Recht, was eine Einschränkung der Freiheit beinhalten kann. Eher als in der Unterstützung von Mobilität muss das Ziel im Schutz des Zugangs zu einer effizienten Justiz für den Bürger bestehen, der sein Recht auf Freizügigkeit ausübt.
Ferner hat der Ausschuss anzumerken, dass in der Mitteilung der Kommission einige Aspekte unerwähnt bleiben, die aber durchaus zur Verwirklichung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts beitragen können, wie etwa die Einsetzung hoher Verwaltungsbeamte in den Mitgliedstaaten als Spezialisten für Europarecht; die Einsetzung europäischer Polizei- und Kontrolleinsatzkräfte; die Prüfung der Frage, ob bzw. inwieweit im strafrechtlichen Bereich Mindestvorschriften zur Festlegung von Straftaten und Strafen in Bereichen besonders schwerer Kriminalität festzulegen sind, die eine grenzüberschreitende Dimension haben; die Erwägung der verpflichtenden Einführung von Sammelklagen; die Erwägung, ob es zweckmäßig wäre, die erzielten Fortschritte im Justizbereich, insbesondere die Umsetzung der politischen Agenda, in einem Anzeiger festzuhalten; und die Betrauung eines Kommissionsmitglieds in der künftigen Kommission mit der Zuständigkeit für die Menschenrechte.

Ansprechpartnerin:
June Sørensen Bédaton
(Tel.: 00 32 2 546 81 34 – E-Mail: june.bedaton@eesc.europa.eu)
5. WIRTSCHAFTSPOLITISCHE STEUERUNG / FINANZINSTRUMENTE / STEUERN
· Wertpapierfinanzierungsgeschäfte
Berichterstatter:
Edgardo IOZIA (Arbeitnehmer – IT)

Referenzdokument:
COM(2014) 40 final – 2014/0017 (COD)
Kernaussagen:
Der EWSA vertritt folgende Auffassungen:

· die vorgeschlagene Verordnung ermöglicht die Ermittlung von Marktbewegungen und übermäßig risikobehafteter Bereiche. Dadurch können die Marktüberwachungsbehörden die Lage laufend überwachen und vorbeugend eingreifen, um die insgesamt als zu riskant eingestuften Aktivitäten zu begrenzen;

· in Europa ist der Zeitpunkt für einen großen "Sozialpakt für ein nachhaltiges Finanzwesen" gekommen, bei dem sich alle betroffenen Akteure an der Neudefinition der Ziele und Instrumente beteiligen;

· mit der Annahme der Verordnung wird die Gefahr von Aufsichtsarbitrage erheblich verringert; die Kommission sollte das Ziel der Beschränkung nicht regulierter Aktivitäten des europäischen Finanzsystems auf ein Minimum und auf tatsächliche Randbereiche weiter verfolgen.

Ansprechpartnerin:
Marie-Laurence Drillon

(Tel.: 00 32 2 546 83 20 – E-Mail: marie-laurence.drillon@eesc.europa.eu)
· Crowdfunding (Mitteilung)
Berichterstatter:
Juan MENDOZA CASTRO (Arbeitnehmer – ES)

Referenzdokumente:
COM(2014) 172 final 




EESC-2014-04004-00-00-CR-TRA
Kernaussagen:
Der EWSA vertritt folgende Auffassungen:

· Crowdfunding ohne Erwerbszweck ist in der EU weit verbreitet. Die Wirkung der steuerlichen Anreize, die je nach Mitgliedstaat unterschiedlich ausfallen, sollte untersucht werden.

· Europäische Rechtsvorschriften sollten nur bestimmte Arten des gewinnorientierten Crowdfundings abdecken, nicht jedoch Spenden und sonstige Formen der Förderung ohne Erwerbszweck.

· Diese Vorschriften sollten auf einem Gleichgewicht beruhen, das im Schutz der Investoren bei gleichzeitiger Vermeidung übermäßiger Regulierung besteht.

· Mit diesen Rechtsvorschriften sollen einfache Verwaltungsverfahren, ein zügiges Entscheidungsverfahren und möglichst geringe Kosten erreicht werden, ebenso wie Neutralität, Transparenz und die Vermeidung unlauterer Praktiken mit zugänglichen Beschwerdeverfahren.

· Crowdfunding sollte in den Gesetzgebungen der Mitgliedstaaten ausdrücklich als neue Form des Mäzenatentums anerkannt werden.

Ansprechpartnerin:
Claudia Drewes-Wran

(Tel.: 00 32 2 546 8067 – E-Mail: claudia.drewes-wran@eesc.europa.eu)

· Langfristige Einbeziehung der Aktionäre
Berichterstatter:
Michael SMYTH (Verschiedene Interessen – UK)

Referenzdokumente:
COM(2014) 213 final – 2014/0121 (COD) 




EESC-2014-02817-00-00-AC-TRA
Kernaussagen:
Der EWSA

· befürwortet die Bestimmungen der Richtlinie über die Rechte der Aktionäre, insbesondere die Bestimmungen, durch die eine stärkere Verknüpfung der Vergütung der Mitglieder der Unternehmensleitung und der langfristigen Leistung der Unternehmen erreicht werden soll;

· nimmt zur Kenntnis, dass die Kommission in ihrer Folgenabschätzung feststellt, dass der Verwaltungsaufwand der börsennotierten Gesellschaften durch ihre Vorschläge wahrscheinlich nur unwesentlich zunehmen wird. Bei der Ex-post-Bewertung der Richtlinie wird auf dieses Verhältnis einzugehen sein;

· akzeptiert das Argument, dass die Investoren durch mehr Transparenz in Bezug auf die Auswirkungen der Anlagepolitik besser informierte Entscheidungen treffen können und deshalb wahrscheinlich stärker an den Unternehmen mitwirken, in die sie investieren. Dies dürfte die langfristige Leistungsentwicklung börsennotierter Gesellschaften verbessern.

Ansprechpartnerin:
Claudia Drewes-Wran

(Tel.: 00 32 2 546 8067 – E-Mail: claudia.drewes-wran@eesc.europa.eu)

· Vollendung der WWU – nächste europäische Legislaturperiode (Initiativstellungnahme)
Berichterstatter: 
Joost van IERSEL (Arbeitgeber – NL)





Carmelo CEDRONE (Arbeitnehmer – IT)
Referenzdokument: 
EESC-2013-07057-00-00-AC-TRA
Kernaussagen:
Neben der Haushaltsdisziplin müssen die EU und die Mitgliedstaaten gleichzeitig flankierende wirtschafts- und sozialpolitische Maßnahmen für Wachstum und Beschäftigung als den zentralen Faktoren für eine erfolgreiche Konsolidierung ausarbeiten. An die Stelle von Misstrauen und Spannungen müssen gemeinsame vertrauensbildende Maßnahmen treten. Daher fordert der EWSA für die nächste europäische Legislaturperiode, zügig einen Fahrplan für die Inangriffnahme der dringlichsten Probleme aufzustellen.
Hierfür schlägt der EWSA Folgendes vor:

· Die Vollendung der WWU, die durch eine solide Steuerungs- und Verwaltungsstruktur für den Euroraum gewährleistet wird und auf folgenden Grundlagen beruht:

i. einer geldpolitischen und finanziellen Säule, einschließlich der Realisierung einer vollständigen Bankenunion, um einen gesamteuropäischen Kapitalmarkt zu schaffen und zugleich die Steuerzahler vor den Folgen übermäßiger Risikobereitschaft und ungeordneter Zahlungsausfälle zu schützen;

ii. einer wirtschaftlichen Säule, um den Beschlussfassungsprozess in der Wirtschaftspolitik zu stärken und so Wachstum, Beschäftigung, Wettbewerbsfähigkeit, Konvergenz und Solidarität in Europa zu fördern;

iii. einer sozialen Säule, um u.a. die sozialen Auswirkungen der wirtschaftlichen Anpassungen angemessen zu berücksichtigen;

iv. einer politischen Säule, u.a. mit mehr Verantwortlichkeit und demokratischer Legitimation, um Glaubwürdigkeit und Vertrauen zu fördern.

· Die unverzügliche Annahme eines echten europäischen Wachstums- und Beschäftigungsplans auf der Grundlage eines umfangreichen Investitionsprogramms, das fiskalische Impulse setzt. Die Neujustierung und ordnungsgemäße Umsetzung bestehender Instrumente sollte sichergestellt werden.

· Die Festlegung eines Zeitplans und entsprechende Vorbereitungen für eine umfassende politische Integration Europas, u.a. mithilfe eines Reflexionsprozesses über ihr institutionelles Gefüge im Rahmen eines neuerlichen EU-Konvents.

· Die Konzipierung einer Kommunikations- und Vereinfachungsstrategie für die WWU in Zusammenarbeit zwischen der Kommission, dem EP, den Mitgliedstaaten und der Zivilgesellschaft.

Ansprechpartner:
Alexander Alexandrov
(Tel: 00 32 2 546 9805 - E-Mail: alexander.alexandrov@eesc.europa.eu)

· Unternehmensfinanzierung - Untersuchung alternativer Mechanismen (Initiativstellungnahme)
Berichterstatter: 
Michael SMYTH (Verschiedene Interessen – UK)
Referenzdokument: 
EESC-2014-01346-00-00-AC-TRA
Kernaussagen:
Der EWSA
· sieht im Rückgang von Darlehen für die Betriebsmittelfinanzierung von KMU eine Form chronischen Marktversagens;

· stellt fest, dass es bis heute keine angemessene Antwort auf dieses Problem gibt;

· begrüßt die in der Mitteilung der Kommission über die langfristige Finanzierung der europäischen Wirtschaft vorgelegten Vorschläge und ist der Auffassung, dass sie mit der Zeit zu einem reformierten und effizienteren Finanzmarkt für die KMU führen können;

· ist sich bewusst, dass die Umsetzung der Maßnahmen Zeit brauchen wird. Das Problem bleibt, was jetzt und kurzfristig zur Verbesserung des Kreditzugangs von KMU getan werden kann;

· ist der Ansicht, dass es keine für alle passende Pauschallösung gibt;

· weist darauf hin, dass eine der interessantesten Initiativen das Kreditprogramm "Funding for Lending" des Vereinigten Königreichs ist. Es war ausgesprochen erfolgreich bei der Ankurbelung der Vergabe von Hypothekarkrediten und Darlehen für private Haushalte in den UK und bewährt sich jetzt bei der Förderung der Kreditvergabe an KMU;

· hält dieses britische Kreditprogramm für ein Paradebeispiel eines bewährten Verfahrens und empfiehlt der EZB, die Einführung eines ähnlichen Programms für den Euroraum ernsthaft zu erwägen;

· weist darauf hin, dass die EZB am 5. Juni 2014 eine Reihe von Liquiditätsmaßnahmen angekündigt hat, um die Kreditvergabe der Banken an KMU wieder anzukurbeln. Der EWSA begrüßt die Tatsache, dass der Hauptvorschlag der EZB des gezielten längerfristigen Refinanzierungsgeschäfts mit dem in dieser Stellungnahme genannten Kreditprogramm "Funding for Lending Scheme" (FLS) vergleichbar ist;

· unterstützt Initiativen, mit denen die Hindernisse für eine sorgfältigere Bewertung der Kreditwürdigkeit und des Risikos durch die Geldgeber beseitigt werden sollen.

Ansprechpartner:
Gerald Klec
(Tel.: 00 32 2 546 9909 – E-Mail: gerald.klec@eesc.europa.eu)

· Langfristige Finanzierung – Folgemaßnahmen (Mitteilung)
Berichterstatter: 
Michael SMYTH (Verschiedene Interessen – UK)
Mitberichterstatter: 
Vincent FARRUGIA (Arbeitgeber – MT)
Referenzdokumente:
COM(2014) 168 final





EESC-2014-02476-00-00-AC-TRA
Kernaussagen:
Der EWSA

· unterstützt die Mitteilung der Kommission; fordert die Kommission auf, angemessene institutionelle und politische Veränderungen auf globaler und auf einzelstaatlicher Ebene anzuregen. Dies gilt insbesondere im Zusammenhang mit nationalen und internationalen Rechtssystemen, die den längerfristigen Zeithorizont von Anlageentscheidungen beeinflussen;

· fordert die Kommission auf, gegen die steuerpolitische Verzerrung zugunsten der Kapitalmarktfinanzierung von Unternehmen vorzugehen. Die Mitgliedstaaten müssen angehalten werden, die vermehrte Nutzung von Eigenkapital für die Finanzierung zu fördern;

· drängt die Kommission zu zügiger Umsetzung in Bezug auf neue Instrumente für langfristige Investitionen (wie die Europa-2020-Projektanleihen);

· hält die Vollendung der Bankenunion für elementar wichtig;

· ist der Ansicht, dass die Geldpolitik langfristigen Investitionen in Form angemessener Zinssätze sowohl für die Anleger als auch für die Sparer Rechnung tragen sollte;

· ersucht darum, die Machbarkeit EU-weiter Sparprodukte zu untersuchen;

· fordert dazu auf, die Hindernisse für tragfähige langfristige Finanzierungen zu überwinden, und fordert die Kommission dazu auf, diese Punkte in den kommenden Vorschlägen zur langfristigen Finanzierung aufzugreifen. Dabei stellen sich insbesondere folgende Herausforderungen:

i. Anreize dafür setzen, dass die Investoren ihre Anlageentscheidungen in längerfristiger Perspektive treffen;

ii. neue Intermediäre und neue Instrumente schaffen, die auf langfristige Investitionen abzielen;

iii. Schulden- und Eigenkapitalmärkte schaffen, um das Spektrum der Finanzierungsinstrumente zu erweitern;

iv. einen ordnungsgemäßen und langfristigen Investitionen zuträglichen grenzüberschreitenden Kapitalfluss gewährleisten; und

v. bei der Gestaltung künftiger regulatorischer Maßnahmen eine bessere systematische Analyse entwickeln.

Ansprechpartner:
Gerald Klec
(Tel.: 00 32 2 546 9909 – E-Mail: gerald.klec@eesc.europa.eu)
· Strukturelle Reform der Banken in der EU
Berichterstatter:
Edgardo IOZIA (Arbeitnehmer – IT)

Referenzdokumente:
COM(2014) 43 final – 2014/0020 (COD)





EESC-2014-01791-00-00-AC-TRA
Kernaussagen:
Der EWSA vertritt folgende Auffassungen:

· die Strukturreform des Bankensystems ist die entscheidende Reform unter den vielen im Gefolge der Finanzkrise ergriffenen legislativen Maßnahmen;

· die von der Kommission vorgeschlagene Verordnung ist eine wirkungsvolle und effiziente Maßnahme, um Geschäftsbankenaktivitäten vom Investmentbanking zu trennen;

· die Beschäftigungswirkung der vorgeschlagenen Rechtsvorschrift wurde nicht angemessen berücksichtigt;

· ein nachhaltiges Finanzsystem setzt einen entschleunigten Finanzsektor voraus, der die Logik des kurzfristigen Profits um jeden Preis zugunsten einer Logik der langfristigen Effizienz und Stabilität aufgibt;

· eine intensive Zusammenarbeit und Koordinierung bei den Aufsichtstätigkeiten zwischen der Europäischen Bankaufsichtsbehörde (EBA) und den nationalen Behörden ist zu empfehlen, die die Märkte gut kennen und bei der Verwaltung des europäischen Finanzwesens nach der Reform eine wichtige Rolle spielen werden.

Der EWSA hält in Europa den Zeitpunkt für einen großen "Sozialpakt für ein nachhaltiges Finanzwesen" für gekommen, bei dem sich alle betroffenen Akteure an der Neudefinition der Ziele und Instrumente beteiligen.

Ansprechpartnerin:
Marie-Laurence Drillon

(Tel.: 00 32 2 546 83 20 – E-Mail: marie-laurence.drillon@eesc.europa.eu)

6. AUSSENBEZIEHUNGEN
· Europäische Einwanderungspolitik und Beziehungen zu Drittstaaten (Sondierungsstellungnahme)
Berichterstatter:
Panagiotis GKOFAS (Verschiedene Interessen – EL) 
Mitberichterstatter: 
Luis Miguel PARIZA CASTAÑOS (Arbeitnehmer – ES) 
Referenzdokumente: 
EESC-2014-00873-00-01-AS-TRA

Kernaussagen:
Der EWSA ist der Ansicht, dass Europa die Einwanderung mit einem Gesamtansatz angehen muss, der sowohl nach innen als auch nach außen gerichtet ist. Der EWSA hält es für erforderlich, das Thema Einwanderung unter Berücksichtigung folgender drei miteinander verknüpfter Faktoren anzugehen: des Herkunftslands, des Transitlands und des Ziellands.
Nach Auffassung des EWSA müssen wir uns der Herausforderung der Mobilität von Menschen im Rahmen einer globalisierten Wirtschaft in umfassender Weise stellen. Migration und Mobilität sind voneinander abhängig, und der internationale Dialog über diese Themen muss mit anderen Aspekten der EU-Politik verknüpft werden.
Kein EU-Mitgliedstaat kann alleine die Fragen der Einwanderung und des Asyls angemessen lösen. Die Einwanderungs- und Asylpolitik muss besser mit der Außenpolitik der EU abgestimmt werden. Nach Ansicht des EWSA muss Frontex zu einem europäischen Grenzschutzdienst ausgebaut werden.
Es ist mehr Solidarität gefragt, da die Außengrenzen der EU die Grenzen aller Mitgliedstaaten sind. Der EWSA ist der Meinung, dass die Europäische Union operative Verfahren für die finanzielle Unterstützung und die Aufnahme der Migranten auf den Weg bringen sollte.
Als Teil des Gesamtansatzes für Migration und Mobilität sollte die EU mehr Abkommen mit Drittstaaten schließen. Es sollten neue, inhaltlich umfassendere Abkommen für Mobilität und Migration abgeschlossen werden, und zwar als internationale Abkommen mit verbindlichem Charakter.
Die Zusammenarbeit mit Herkunftsländern, wie wirtschaftliche Hilfe und Entwicklungsprogramme, sollte auf dem Prinzip der positiven Konditionalität ("mehr für mehr") beruhen. Es bedarf einer Zusammenarbeit mit diesen Ländern, die eine Einwanderung von Arbeitnehmern auf legalen und transparenten Wegen ermöglicht.
Der EWSA schlägt vor, EU-Migrationsbüros in den Herkunftsländern einzurichten, die von der Kommission verwaltet werden, um so die Präsenz der EU zu stärken und Falschinformationen seitens krimineller Netze vorzubeugen. Zur Bekämpfung dieser Art der Kriminalität muss die Zusammenarbeit zwischen Frontex und Europol verstärkt werden.
Ansprechpartner:
Georges-Henry Carrard
(Tel.: 00 32 2 546 9593 – E-Mail: GeorgesHenry.Carrard@eesc.europa.eu) 
· Mehr Transparenz und Teilhabe im EU-Beitrittsprozess (Initiativstellungnahme)
Berichterstatterin: Marina ŠKRABALO (Verschiedene Interessen – HR) 

Referenzdokumente: 
EESC-2014-01609-00-00-AS-TRA

Kernaussagen:
Diese von kroatischen Mitgliedern des EWSA initiierte Stellungnahme enthält Empfehlungen an die Adresse der EU-Institutionen zur Verbesserung der Transparenz und Teilhabe im Beitrittsverfahren für die derzeitigen und eventuelle künftige Bewerberländer.

Eine der zentralen Empfehlungen besteht in dem Ersuchen an die Europäische Kommission und den Rat, wesentliche Dokumente im Zusammenhang mit den Beitrittsverhandlungen konsequent zugänglich zu machen, damit zivilgesellschaftliche Organisationen in den Erweiterungsländern und in der EU umfassend informiert werden und in der Lage sind, den Prozess zu beobachten und zu ihm beizutragen.

In der Stellungnahme wird die Kommission aufgefordert, ihre finanzielle Unterstützung für Organisationen der Zivilgesellschaft in den Erweiterungsländern aufzustocken, den sozialen Dialog in diesen Ländern anzuregen und ihn mit der Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstandes zu verknüpfen.

Darüber hinaus wird in der Stellungnahme empfohlen, dass Staaten, die über ihren Beitritt zur EU verhandeln, verpflichtet werden, Rechtsvorschriften über den Zugang der Öffentlichkeit zu Informationen und über öffentliche Konsultationen zu erlassen und umzusetzen.

Ansprechpartner:
Aurélien Juliard
(Tel.: 00 32 2 546 9969 – E-Mail: aurelien.juliard@eesc.europa.eu)
· Hyogo-Rahmenaktionsplan für die Zeit nach 2015 (Mitteilung)
Berichterstatter:
Giuseppe Antonio Maria IULIANO (Arbeitnehmer – IT)

Referenzdokumente: 
COM(2014) 216 final




EESC-2014-02826-00-00-AS-TRA

Kernaussagen:

Der EWSA erachtet eine Positionsbestimmung der EU im Bereich der Katastrophenvorsorge im Hinblick auf die Überarbeitung des Hyogo-Rahmenaktionsplans im Jahr 2015 für notwendig. Die Übereinstimmung mit anderen Post-2015-Initiativen in Bezug auf Entwicklung (Definition der Ziele einer nachhaltigen Entwicklung für den Zeitraum nach 2015) und Klimawandel machen eine solche Positionsbestimmung umso wichtiger. In diesem Zusammenhang betont der EWSA, dass in diesen drei Bereichen die Position der EU und die internationale Position stärker übereinstimmen müssen, einschließlich der Festlegung gemeinsamer oder kohärenter Ziele und Indikatoren.
Hinsichtlich des Katastrophenrisikomanagements ist der EWSA der Überzeugung, dass den tiefer liegenden Risikofaktoren und Katastrophenursachen mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden sollte. Hierzu gehören die nicht geplante Stadtentwicklung, die Anfälligkeit der Existenzgrundlagen im ländlichen Bereich und die im Niedergang befindlichen Ökosysteme. Faktoren wie Gewalt in städtischen Randbezirken, mangelnde Steuerung, verschiedene Arten von Konflikten und andere Faktoren menschlichen Ursprungs verschärfen ferner Katastrophen und sollten bedacht werden. Im Post-2015-Rahmenaktionsplan sollte das Augenmerk auch auf mit extremen Risiken behaftete Ereignisse gelegt werden sollte, d.h. häufig eintretende "kleinere" Katastrophen (z.B. Sturzfluten, Brände und Erdrutsche), die zu erheblichen menschlichen und wirtschaftlichen Verlusten führen und starken Einfluss auf das Alltagsleben von Millionen Menschen und Gemeinschaften weltweit haben.
Der EWSA befürwortet die Förderung der Konzepte des lokalen Risikomanagements, die über die lokalen Gebietskörperschaften hinaus die Beteiligung der Zivilgesellschaft vor Ort, der Sozialpartner und ausgeschlossener Gruppen ermöglichen. Unternehmen und Privatsektor sollten auch eine wichtige Rolle bei der Katastrophenvorsorge im Rahmen von öffentlich-privaten Partnerschaften oder der CSR (soziale Verantwortung der Unternehmen) spielen und auch indem sie Innovationen und Erfahrungen beisteuern sowie Konzepte der Widerstandsfähigkeit, Abmilderung und Anpassung in den gesamten Produktionsprozess einbetten.
Der EWSA ist der Ansicht, dass der auf Personen, ihre Rechte, Gerechtigkeit, das Recht auf Schutz, aber auch das Recht auf nachhaltige (Umwelt-) Entwicklung bezogene Ansatz im Rahmenaktionsplan 2015 und bei seinen Indikatoren für das Monitoring als Prinzip stärker verankert sein sollte.
Die wirtschaftlichen und sozialen Folgen von Katastrophen sollten eingehend untersucht werden, u.a. in Bezug auf Beschäftigung, Arbeitsbedingungen und menschenwürdige Arbeit, Unternehmer, Produktionsstrukturen und die Produktionsinfrastruktur.
Der EWSA fordert die Mitgliedstaaten dazu auf, der Kommission so weit wie möglich aufgeschlüsselte Daten über Katastrophen und deren Auswirkungen auf ihrem Hoheitsgebiet zu übermitteln, um zu einer gründlicheren und genaueren Analyse der Situation in der EU beizutragen. Die Peer-Review-Verfahren sollten weiter ausgebaut werden, und zwar mittelfristig in anspruchsvollere Rechenschaftssysteme.
Hinsichtlich der Finanzierung ist der EWSA der Ansicht, dass ein Index empfohlener Mindestprozentsätze für die Finanzierung der Katastrophenvorsorgemaßnahmen im Bereich der Entwicklungspolitik und humanitären Hilfe der EU erstellt werden muss.
Ansprechpartnerin:
Magdalena Ruda
(Tel.: 00 32 2 546 9286 – E-Mail: Magdalena.Ruda@eesc.europa.eu) 
7. INDUSTRIELLER WANDEL
· Qualitätsrahmen der EU für die Antizipation von Veränderungen und Umstrukturierungen (Mitteilung)
Berichterstatter:
Joost van IERSEL (Arbeitgeber‑ NL)

Ko-Berichterstatter: 
Thomas STUDENT (Arbeitnehmer‑ DE)

Referenzdokument:
COM(2013) 882 final
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Kernaussagen:

Nach Ansicht des EWSA stehen bei Prozessen der Umstrukturierung, Anpassung oder Antizipation die Unternehmen im Zentrum des Geschehens. Daher müssen die Beschäftigten und ihre Vertreter über Betriebsräte bzw. Gewerkschaften einbezogen werden. Diese Einbeziehung ist ein Aspekt der sozialen Verantwortung der Unternehmen, die der EWSA entschieden befürwortet.

Umstrukturierung und Antizipation erfordern maßgeschneiderte Lösungen für die einzelnen Unternehmen und Regionen; da es jedoch viele Querschnittsaspekte gibt, sind Anreize der EU für breiter angelegte Partnerschaften mit Hochschulen, Forschungseinrichtungen, lokalen, regionalen und nationalen Behörden sowie Einrichtungen der allgemeinen und beruflichen Bildung auf regionaler Basis begrüßenswert, ebenso wie die Verbreitung bewährter Verfahren. In dieser Hinsicht können auch Branchenbeiräte für Beschäftigung und Qualifikationen sehr sinnvoll sein.

Der EWSA befürwortet die von der Kommission vorgeschlagene Einführung eines EU‑Qualitätsrahmens auf freiwilliger Basis. Er merkt jedoch an, dass in Zukunft eine Rechtsgrundlage für spezifische Rahmenbedingungen für die Mitwirkung der Arbeitnehmer ohne Einmischung in nationale Zuständigkeiten wünschenswert sein könnte.

Ansprechpartner:
Alain Colbach

(Tel.: 00 32 2 546 9170 – E-Mail: alain.colbach@eesc.europa.eu)
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